
1773 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates" XVIII. CP 

Bericht 

des Bautenausschusses 

über die Regierungsvorlage (1636 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Maß- und 

Eichgesetz geändert wird 
und 

über den Antrag der Abgeordneten Rudolf 
Parnigoni, De. Otto Keimel und Genossen 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Maß- und Eichgesetz geändert wird (498/ A) 

Das Maß- und Eichgesetz (MEG), BGBI. 
Nr. 15211950, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBI. Nr. 468/1992, zuletzt geändert durch die 
Kundmachung BGBI. Nr. 779/1992, gliedert sich 
in fünf Teile: 

1. Teil: Gesetzliche Maße §§ 1 bis 6 
2. Teil: Eichwesen §§ 7 bis 57 
3. Teil: Prüfwesen §§ 58 bis 62 
4. Teil: Strafbestimmungen § 63 
5. Teil: übergangs- und Schlußbestimmungen 

§§ 64 bis 70. 

Die Tätigkeit des Bundesamtes für Eich- und 
Vermessungswesen und der Eichämter erstreckt 
sich entsprechend dem gesetzlichen Auftrag erstens 
auf die Erfüllung der eichbehördlichen Aufgaben, 
zweitens auf den physikalisch-technischen Prüf­
dienst und drittens auf die Aufgabe, die gesetz­
lichen Maßeinheiten mit der höchstmöglichen 
Genauigkeit zu reproduzieren und der Öffentlich­
keit zur Verfügung zu stellen. Als zusätzlicher -
durch die Umsetzung von EWR-Recht bedingter 
- Tätigkeitsbereich wird die Kontrolle von 
Fertigpackungen wahrgenommen (§§ 24 bis 29 
MEG). 

Für das Eichwesen sind zwei internationale 
Organisationen maßgebend, nämlich die Meter­
konvention (zuständig für die Maßeinheiten und 
deren Definitionen) und die Internationale Orga­
nisation für das gesetzliche Meßwesen (zuständig 
für die Vereinheitlichung der Eichvorschriften). In 
beiden Organisationen sind die Staaten des EWR 
vertreten. Die jeweiligen Beschlüsse der General­
konferenzen beider Organisationen haben so weit 

wie möglich in den einzelnen Ländern rechtlich 
ihren Niederschlag zu finden. Damit wird ein 
einheitliches Maßsystem sowie einheitliche Eich­
vorschriften weltweit gefördert. Aus diesem 
Grunde sind die entsprechenden Bestimmungen in 
den europäischen Staaten und in Österreich in 
weiten Bereichen annähernd gleich. Durch das 
Inkrafttreten des EWR am 1. Jänner 1994 ist der 
gesetzliche Rahmen erneut zu ändern. 

Die vorgesehenen Regelungen dienen einerseits 
der Umsetzung von Regelungen der EU im 
Rahmen des EWR-Vertrages und schaffen die 
Voraussetzungen zu Umsetzungen von Richtlinien 
für einen allfälligen Beitritt Österreichs zur 
Europäischen Union. Die vo"rgeschlagenen Rege­
lungen entsprechen den bereits in den Ländern der 
EU durchgeführten Verfahren und widersprechen 
keinen Richtlinien der EU. 

Im wesentlichen enthält der Entwurf folgende 
Änderungen: 

Entfall der Eichpflicht von Meßgeräten in 
staatlich akkreditierten Beglaubigungsstellen, 
Kalibrierstellen, Prüf- und überwachungs­
stellen; 
Einführung von staatlich akkreditierten 
Beglaubigungsstellen für die Beglaubigung 
von Mengenmaßgeräten für Elektrizität, Gas, 
kalorische Energie (Wärmezähler) und 
Wasser; 
Umsetzung der EG-Richtlinie 90/384/EWG 
in der Fassung 93/68/EWG betreffend 
Nichtselbsttätige Waagen; 
Änderung der Eichpflicht von bestimmten 
Meßeinrichtungen zur Messung der Aktivität 
von Radionukliden auf eine meßtechnische 
Kontrolle; 
Verlängerung der Nacheichfrist für Wärme­
zähler, Peilbänder, Peilstäbe und Verkehrs­
geschwindigkeitsmeßgeräte ; 
Entfall der Nacheichpflicht für elektrische 
Meßwandler; 
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Verordnungsermächtigung zur Verlängerung 
von Nacheichfristen auf Grund statistischer 
Kontrollen; 
Anderungen und Ergänzungen im Hinblick 
auf die Umsetzung von EWR-Recht; 
Neufassung der Bestimmungen für öffent­
liche Wägeanstalten. 

Am 10. März 1993 haben die Abgeordneten 
Rudolf Par n i gon i, Dr. Otto K e im e I und 
Genossen den Antrag 498/ Azurn Maß- und 
Eichgesetz, der dem Bautenausschuß zur weiteren 
Beratung zugewiesen wurde, im Nationalrat mit 
folgender Begründung eingebracht : 

"Mit dem vorliegenden Antrag soll in der Praxis 
eine bessere überwachbarkeit des Maß- und 
Eichgesetzes erreicht werden. Deshalb wird neben 
den Gemeinden im übertragenen Wirkungsbereich 
und den bereits bisher erfaßten Organen gemäß 
LebensmitteIgesetz 1975 auch eine Kontrollbefug­
nis hinsichtlich der Organe gemäß § 16 Preisaus­
zeichnungsgesetz 1992 normiert. Stellt ein derar­
tiges Organ im Zuge von Erhebungen der 
Preisauszeichnung zB in Gastgewerbebetrieben 
fest, daß Schankgefäße verwendet werden, die 
keinen Füllstrich bzw. keine Angabe über den 
Nenninhalt aufweisen, so wäre diesen Kontroll­
organen der Preisbehörde mangels gesetzlicher 
Befugnis ein Einschreiten bzw. Tätigwerden im 
Sinne des Maß- und Eichgesetzes bisher nicht 
möglich. Eine derartige flexiblere und bessere 
üb erwachbarkeit ist aber sowohl wettbewerbs­
politisch als auch kosumenten- und tourismuspoli­
tisch von nicht unwesentlicher Bedeutung. 

Bisher waren gemäß § 50 auch Ogane der 
Bundespolizei bzw. der Bundesgendarmerie kon­
trollbefugt. Durch das Weglassen dieser Organe im 
gegenständlichen Antrag soll, so wie etwa auch im 

Karl V onw:\ld 

Berichterstatter 

Preisauszeichnungsgesetz, die Bundespolizei bzw. 
Bundesgendarmerie von derartigen Kontrollauf­
gaben entlastet werden." 

Die beiden Vorlagen wurden vom Bautenaus­
schuß am 30. Juni 1994 in Verhandlung genom­
men. Den Bericht über die Regierungsvorlage 1636 
der Beilagen und über den Antrag 498/ A erstattete 
der Abgeordnete Karl Von wal d. I 

In der Debatte ergriffen außer dem Bericht­
erstatter die Abgeordneten Hans S c h ö 11, Kurt 
E der, Dkfm. Heinz Hoch s te in e r, Johann 
Hof e r sowie der Bundesminister für wirtschaft­
liche Angelegenheiten Dr. Wolfgang S c h ü s seI 
das Wort. 

Die Abgeordneten Dr. Otto K e i m e I und Kurt 
E der brachten zur Z 35 § 62 a Abs. 1 der 
Regierungsvorlage einen Abänderungsantrag ein. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvor­
lage 1636 der Beilagen in der Fassung des 
Abänderungsantrages der Abgeordneten Dr. Otto 
K e i m e I und Kurt E der mit StimmeneinheIlig­
keit angenommen. 

Mit dem Beschluß über den vorliegenden 
Gesetzentwurf gilt der Antrag 498/ Aals miter­
ledigt. . 

Zum Berichterstatter für das Haus wurde der 
Abgeordnete Karl Von wal d gewählt. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Bautenausschuß somit den· A n t rag, der N atio­
nalrat wolle dem von der Bundesregierung 
vorgelegten Gesetzentwurf (1636" der Beilagen) .'. samt der a n g e s chI 0 s sen e n Ab ä n der u n g ,. 
die verfassungsmäßige ZustiII!mung erteilen. 

Wien, 1994 06 30 

Dkfm. Dr. Otto Keimel 

Obmann 
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Abänderung 

zum Gesetzentwurf in 1636 der Beilagen: 
Bundesgesetz, mit dem das Maß- und Eich­

gesetz geändert wird: 

In § 62 a Abs. 1 wird das Wort "Anstalten" 
durch das Wort "Rechtsträger" ersetzt. 
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